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des Ausschusses für Verteidigung 
(5. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
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Ausübung besonderer Befugnisse durch Soldaten der Bundes- 
wehr und zivile Wachpersonen (UZwGBw) 
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A. Bericht des Abgeordneten Adorno 


I. Allgemeines 

Der vorliegende Gesetzentwurf wurde vom Deut- 
schen Bundestag in seiner 76. Sitzung am 15. Mai 
1963 in erster Lesung beraten und anschließend an 
den Ausschuß für Verteidigung federführend, den 
Rechtsausschuß und den Ausschuß für Inneres zur 
Mitberatung überwiesen. 

Der Ausschuß für Inneres hat den Gesetzentwurf 
in seinen Sitzungen am 6., 14. und 20. Februar so- 
wie am 23. April und 26. Mai 1964 beraten, der 
Rechtsausschuß in seiner Sitzung am 12. März 1965. 
Der Ausschuß für Verteidigung hat den Gesetzcn- 
wurf in seinen Sitzungen am 7. und 8. April sowie 
ain 6. Mai 1965 beraten. 

Der Entwurf regelt die Maßnahmen für eine wirk- 
same Abwehr von Angriffen einzelner gegen die 
Bundeswehr. Für die Anwendung unmittelbaren 
Zwanges durch Soldaten der Bundeswehr und zivile 
Wachpersonen gibt es zur Zeit noch keine beson- 
dere gesetzliche Regelung. Bisher kann ein rechts- 
widriger Angriff gegen die Bundeswehr im allge- 
meinen nur unter den Voraussetzungen des § 53 des 
Strafgesetzbuches abgewehrt, eine vorläufige Fest- 
nahme durch Angehörige der Bundeswehr nur unter 
den Voraussetzungen des § 127 Abs. 1 der Straf- 
prozeßordnung vorgenommen werden, überdies 
unterliegt die Anwendbarkeit des § 53 des Straf- 
gesetzbuches zum Schutze der Bundeswehr gewissen 
Zweifeln. Für wirksame Personenkontrolle, notwen- 


dig werdende Durchsuchungen und Beschlagnahmen 
innerhalb militärischer Anlagen fehlt den Organen 
der Bundeswehr überhaupt das Recht. 

Deshalb regelt der Entwurf das Waffengebrauchs- 
recht und alle übrigen Befugnisse, die ein wirksamer 
Schutz der Bundeswehr gegen Angriffe Dritter erfor- 
dert. Vordringliches Anliegen dabei ist eine Siche- 
rung der militärischen Anlagen. Der Entwurf hat 
demnach weder die Abwehr kriegerischer Handlun- 
gen noch den Einsatz der Bundeswehr zur Beseiti- 
gung eines inneren Notstandes zum Inhalt. Dies ist 
allein Sache des Bundesministers der Verteidigung. 

Durch diesen Entwurf soll lediglich die bisherige 
Unsicherheit der Rechtslage beseitigt werden, unter 
der gerade der einzelne Wachposten leidet. 

Der Ausschuß befaßte sich bei seinen Beratungen 
insbesondere grundsätzlich mit den Voraussetzun- 
gen für die Eignung ziviler Wachpersonen und 
deren strafrechtlicher Verantwortlichkeit beim Ge- 
brauch von Schußwaffen. 

Er hat sich bei den Beratungen des Regierungs- 
entwurfs den Vorschlägen des Ausschusses für In- 
neres und des Rechtsausschusses angeschlossen. Da- 
durch sind einige Bestimmungen präziser gefaßt wor- 
den. Insbesondere legte der Ausschuß Wert darauf, 
daß der Bundeswehr Befugnisse, die sonst der Justiz 
und der Polizei obliegen, nur in dem unbedingt er- 
forderlichen Umfang übertragen werden. 
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II. Die einzelnen Bestimmungen 

Eingangsformel 

Die Zustimmung des Bundesrates ist wegen der 
Regelung in § 20 Abs. 2 gemäß Artikel 87 b Abs. 2 
Satz 1 des Grundgesetzes erforderlich. 

§ 1 

a) Die Ergänzung in Absatz 1 dient der Klarstel- 
lung, daß nur Soldaten der Bundeswehr und nicht 
auch Soldaten verbündeter Streitkräfte gemeint 
sind. 

b) Die neuen Sätze 2 und 3 in Absatz 2 legen be- 
stimmte Anforderungen für die zivilen Wach- 
personen fest, weil die Befugnisse nach diesem 
Gesetz eine entsprechende Eignung voraussetzen. 
Insbesondere soll der Gefahr vorgebeugt werden, 
daß die Befugnis zum Waffengebrauch durch 
Wachpersonen ohne genügende Tauglichkeit vor- 
schnell gebraucht oder sogar mißbraucht wird. 

§ 2 Abs. 2 

Die Ergänzung des Satzes 2 soll sicherstellen, daß 
die Länderhoheit geachtet und die Verantwortung 
der Bundeswehr dort entlastet wird, wo der Auf- 
gabenbereich der Polizei berührt wird. Als Adressat 
der Unterrichtung ist die zuständige Polizeidienst- 
stelle nicht vorgesehen, um unnötige Kompetenz- 
recherchen zu vermeiden. Mit den Worten „nächst 
erreichbare ,J ist die sowohl räumlich als auch zeit- 
lich nächst erreichbare Polizeidienststelle gemeint. 
Die in Satz 3 vorgesehene Kennzeichnung soll Miß- 
verständnisse bei der Anwendung des Gesetzes von 
vornherein ausschließen. 

§ 5 Abs. 1 

Die Änderung dient der Klarstellung, denn in 
einigen Ländern herrscht die Übung, in gesetzlichen 
Vorschriften nur bei kumulativer Aufzählung ara- 
bische Ziffern zu Verwendern. 

§ 6 

a) Die Ergänzung in Absatz 1 dient der Klarstel- 
lung, daß nur bestimmte Personen zur Festnahme 
befugt sind. 


b) Die Neufassung des Absatzes 2 beschränkt die 
Befugnisse der Bundeswehr auf Maßnahmen des 
ersten Zugriffs. 

Damit ist ihrem Sicherheitsbedürfnis Genüge getan. 
Das weitere Verfahren obliegt den zuständigen 
Strafverfolgungsbehörden. 

§ 7 Abs. 2 

Die Kennzeichnung der Gegenstände als zu einer 
Straftat „geeignet“ ist weiter als die Kennzeichnung 
„gebraucht oder bestimmt" im Regierungsentwurf; 
auf diese Weise sollen auch prophylaktische Maß- 
nahmen ermöglicht werden. 

§ 8 Abs. 2 

Diese Änderung erfolgte aus dem gleichen Grunde 
wie die in § 7 Abs. 2. 

§ 9 

Die Änderung geschah aus sprachlichen Gründen. 

§ 15 

a) Die Änderung in Absatz 1 geschah aus sprach- 
lichen Gründen. 

b) Die Änderung in Absatz 2 dient der Klarstellung, 
daß § 15 Abs. 2 an § 3 anknüpft. 

§ 17 Abs. 2 

Die Streichung erfolgte, weil durch den Gebrauch 
von Schußwaffen ohne Androhung in den Fällen des 
§ 15 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe d, die nicht auch von 
den Buchstaben a bis c erfaßt werden, der Grund- 
satz der Verhältnismäßigkeit von Mittel und Zweck 
verletzt wäre. 

§ 20 Abs. 1 

Die Art der Entschädigung wird im Hinblick auf 
Artikel 14 Abs. 2 Satz 2 des Grundgesetzes klar- 
gestellt. 


Bonn, den 6. Mai 1965 


Adorno 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — - Drucksache IV/ 1004 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 6. Mai 1965 


Der Ausschuß für Verteidigung 


Dr. Jaeger 

Vorsitzender 


Adorno 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über die Anwendung unmittelbaren Zwanges und die 
Ausübung besonderer Befugnisse durch Soldaten der Bundes- 
wehr und zivile Wachpersonen (UZwGBw) 

— Drucksache IW 1004 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Verteidigung 

(5. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Anwendung unmittelbaren Zwanges und 
die Ausübung besonderer Befugnisse durch Soldaten 
der Bundeswehr und zivile Wachpersonen 


1. ABSCHNITT 
Allgemeine Vorschriften 
§ 1 

Berechtigte Personen 

(1) Soldaten, denen militärische Wach- oder 
Sicherheitsaufgaben übertragen sind, sind befugt, in 
rechtmäßiger Erfüllung dieser Aufgaben nach den 
Vorschriften dieses Gesetzes Personen anzuhalten, 
zu überprüfen, vorläufig festzunehmen und zu 
durchsuchen, Sachen sicherzustellen und zu be- 
schlagnahmen und unmittelbaren Zwang gegen Per- 
sonen und Sachen anzuwenden. 

(2) Wer, ohne Soldat zu sein, mit militärischen 
Wachaufgaben der Bundeswehr beauftragt ist (zivile 
Wachperson), hat in rechtmäßiger Erfüllung dieser 
Aufgaben die Befugnisse nach diesem Gesetz, 
soweit sie ihm durch den Bundesminister der Ver- 
teidigung oder eine von diesem bestimmte Stelle 
übertragen werden. 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Anwendung unmittelbaren Zwanges und 
die Ausübung besonderer Befugnisse durch Soldaten 
der Bundeswehr und zivile Wachpersonen 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

1. ABSCHNITT 
Allgemeine Vorschriften 
§ 1 

Berichtigte Personen 

(1) Soldaten der Bundeswehr, denen militärische 
Wach- oder Sicherheitsaufgaben übertragen sind, 
sind befugt, in rechtmäßiger Erfüllung dieser Auf- 
gaben nach den Vorschriften dieses Gesetzes Per- 
sonen anzuhalten, zu überprüfen, vorläufig festzu- 
nehmen und zu durchsuchen, Sachen sicherzustellen 
und zu beschlagnahmen und unmittelbaren Zwang 
gegen Personen und Sachen anzuwenden. 

(2) Wer, ohne Soldat zu sein, mit militärischen 
Wachaufgaben der Bundeswehr beauftragt ist (zivile 
Wachperson), hat in rechtmäßiger Erfüllung dieser 
Aufgaben die Befugnisse nach diesem Gesetz, soweit 
sie ihm durch den Bundesminister der Verteidigung 
oder eine von diesem bestimmte Stelle übertragen 
werden. Zivile Wachpersonen, denen Befugnisse 
nach diesem Gesetz übertragen werden, müssen dar- 
aufhin überprüft werden, ob sie persönlich zuver- 
lässig, körperlich geeignet und im Wachdienst aus- 
reichend vorgebildet sind sowie gute Kenntnisse 
der Befugnisse nach diesem Gesetz besitzen. Sie 
sollen das 20. Lebensjahr vollendet und das 65. Le- 
bensjahr nicht überschritten haben. 
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Entwurf 

§ 2 

Militärische Bereiche und Sicherheitsbereiche 

(1) Militärische Bereiche im Sinne dieses Geset- 
zes sind Anlagen, Einrichtungen und Schiffe der 
Bundeswehr und der verbündeten Streitkräfte in 
der Bundesrepublik. 

(2) Militärische Sicherheitsbereiche im Sinne die- 
ses Gesetzes sind militärische Bereiche (Absatz 1), 
deren Betreten durch die zuständigen Dienststellen 
verboten worden ist, und sonstige Örtlichkeiten, 
die der Bundesminister der Verteidigung oder eine 
von ihm bestimmte Stelle vorübergehend gesperrt 
hat. Sonstige Örtlichkeiten dürfen vorübergehend 
gesperrt werden, wenn dies aus Gründen der mili- 
tärischen Sicherheit zur Erfüllung dienstlicher Auf- 
gaben der Bundeswehr unerläßlich ist. 


(3) Die zuständigen Dienststellen der Bundeswehr 
können zur Wahrung der Sicherheit oder Ordnung 
in militärischen Sicherheitsbereichen für das Ver- 
halten von Personen allgemeine Anordnungen 
erlassen und die nach diesem Gesetz befugten Per- 
sonen ermächtigen, Einzelweisungen zu erteilen. 

§ 3 

Straftaten gegen die Bundeswehr 

(1) Straftaten gegen die Bundeswehr im Sinne 
dieses Gesetzes sind mit Strafe bedrohte Handlun- 
gen gegen 

1. Angehörige der Bundeswehr, zivile Wach- 
personen oder Angehörige der verbün- 
deten Streitkräfte 

a) während der rechtmäßigen Ausübung 
ihres Dienstes, wenn die Handlungen 
die Ausübung des Dienstes stören 
oder tätliche Angriffe sind, 

b) während ihres Aufenthalts in militä- 
rischen Bereichen oder Sicherheitsbe- 
reichen (§ 2), wenn die Handlungen 
tätliche Angriffe sind, 

2. militärische Bereiche oder Gegenstände 
der Bundeswehr oder der verbündeten 
Streitkräfte in der Bundesrepublik, 

3. die militärische Geheimhaltung in der 
Bundeswehr oder in den verbündeten 
Streitkräften. 

(2) Angehörige der verbündeten Streitkräfte im 
Sinne des Absatzes 1 sind Soldaten sowie Beamte 
und mit militärischen Aufgaben, insbesondere mit 
Wach- oder Sicherheitsaufgaben beauftragte son- 
stige Zivilbedienstete der verbündeten Streitkräfte 
in der Bundesrepublik, 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 
§ 2 

Militärische Bereiche und Sicherheitsbereiche 

(1) unverändert 


(2) Militärische Sicherheitsbereiche im Sinne die- 
ses Gesetzes sind militärische Bereiche (Absatz 1), 
deren Betreten durch die zuständigen Dienststellen 
verboten worden ist, und sonstige Örtlichkeiten, 
die der Bundesminister der Verteidigung oder eine 
von ihm bestimmte Stelle vorübergehend gesperrt 
hat. Sonstige Örtlichkeiten dürfen vorübergehend 
gesperrt werden, wenn dies aus Gründen der mili- 
tärischen Sicherheit zur Erfüllung dienstlicher Auf- 
gaben der Bundeswehr unerläßlich ist; die nächst 
erreichbare Polizeidienststelle ist hiervon unver- 
züglich zu unterrichten. Militärische Sicherheits- 
bereiche müssen entsprechend gekennzeichnet wer- 
den. 

(3) unverändert 


§ 3 

unverändert 
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Entwurf 
2. ABSCHNITT 

Anhalten, Personenüberprüfung, vorläufige 
Festnahme, Durchsuchung, Beschlagnahme und 
Voraussetzungen des unmittelbaren Zwanges 

§ 4 

Anhalten und Personenüberprüfung 

(1) Zur Feststellung seiner Person und seiner 
Berechtigung zum Aufenthalt in einem militärischen 
Sicherheitsbereich (§ 2 Abs. 2) kann angehalten 
und überprüft werden, wer 

1. sich in einem solchen Bereich aufhält, 

2. einen solchen Bereich betreten oder ver- 
lassen will. 

(2) Angehalten und überprüft werden kann auch, 
wer unmittelbar nach dem Verlassen des militäri- 
schen Sicherheitsbereichs oder dem Versuch, ihn 
zu betreten, verfolgt wird, wenn den Umständen 
nach anzunehmen ist, daß er nicht berechtigt ist, 
sich in diesem Bereich aufzuhalten. 

§ 5 

Weitere Personenüberprüfung 

(1) Wer nach § 4 der Personenüberprüfung un- 
terliegt, kann zum Wachvorgesetzten oder zur 
nächsten Dienststelle der Bundeswehr gebracht wer- 
den, wenn 

1. seine Person oder Aufenthaltsberechti- 
gung nicht sofort festgestellt werden 
kann, 

2. er einer Straftat gegen die Bundeswehr 
dringend verdächtig ist und Gefahr im 
Verzüge ist. 

* (2) Wer nach Absatz 1 zum Wachvorgesetzten 
oder zu einer Dienststelle der Bundeswehr gebracht 
worden ist, ist sofort zu überprüfen. Er darf nur 
weiter festgehalten werden, wenn die Vorausset- 
zungen der vorläufigen Festnahme vorliegen und 
die Festnahme erklärt wird; andernfalls ist er sofort 
freizulassen. 

§ 6 

Vorläufige Festnahme 

(1) Wer nach § 5 zum Wachvorgesetzten oder zu 
einer Dienststelle der Bundeswehr gebracht worden 
ist und einer Straftat gegen die Bundeswehr drin- 
gend verdächtig ist, kann bei Gefahr im Verzug 
vorläufig festgenommen werden, wenn die Voraus- 
setzungen eines Haftbefehls oder eines Unterbrin- 
gungsbefehls nach der Strafprozeßordnung vorlie- 
gen. 

(2) Der Festgenommene ist, sofern er nicht wieder 
in Freiheit gesetzt wird, unverzüglich, spätestens 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 
2. ABSCHNITT 

Anhalten, Personenüberprüfung, vorläufige 
Festnahme, Durchsuchung, Beschlagnahme und 
Voraussetzungen des unmittelbaren Zwanges 

§ 4 

unverändert 


§ 5 

Weitere Personenüberprüfung 

(1) Wer nach § 4 der Personenüberprüfung un- 
terliegt, kann zum Wachvorgesetzten oder zur 
nächsten Dienststelle der Bundeswehr gebracht wer- 
den, wenn 

1. seine Person oder Aufenthaltsberechti- 
gung nicht sofort festgestellt werden 
kann oder 

2. unverändert 


(2) unverändert 


§ 6 

Vorläufige Festnahme 

(1) Wer nach § 5 zum Wachvorgesetzten oder zu 
einer Dienststelle der Bundeswehr gebracht worden 
ist und einer Straftat gegen die Bundeswehr drin- 
gend verdächtig ist, kann bei Gefahr im Verzug 
vom Wachvorgesetzten oder vom Leiter der Dienst- 
stelle oder dessen Beauftragten vorläufig festgenom- 
men werden, wenn die Voraussetzungen eines Haft- 
befehls oder eines Unterbringungsbefehls nach der 
Strafprozeßordnung vorliegen. 

(2) Der Festgenommene ist, sofern er nicht wie- 
der in Freiheit gesetzt wird, unverzüglich der Polizei 
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Entwurf 

am Tage nach der Festnahme , dem Amtsrichter des 
Bezirks, in dem er festgenommen worden ist, vor- 
zuführen. Der Festgenommene kann zum Zwecke 
der Vorführung der Polizei überstellt werden. 

§ 7 

Durchsuchung und Beschlagnahme 
bei Personenüberprüfung 

(1) Wer nach § 4 der Personenüberprüfung unter- 
liegt, kann bei Gefahr im Verzug durchsucht wer- 
den, wenn gegen ihn der Verdacht einer Straftat 
gegen die Bundeswehr besteht und zu vermuten ist, 
daß die Durchsuchung zur Auffindung von Beweis- 
mitteln führen werde. Die von einer solchen Person 
mitgeführten Gegenstände können gleichfalls durch- 
sucht werden. 

(2) Im Gewahrsam einer durchsuchten Person 
stehende Gegenstände können sichergestellt oder 
vorläufig beschlagnahmt werden, wenn sie durch 
ein vorsätzliches Verbrechen oder Vergehen gegen 
die Bundeswehr hervorgebracht oder zur Begehung 
einer solchen Straftat gebraucht oder bestimmt sind 
oder als Beweismittel für die Untersuchung von 
Bedeutung sein können. Die Vorschriften der §§ 96, 
97 und 110 der Strafprozeßordnung sind anzuwen- 
den. 

(3) Sichergestellte oder beschlagnahmte Gegen- 
stände sind unverzüglich, spätestens binnen drei 
Tagen, der Polizei oder der Staatsanwaltschaft zu 
übergeben. Die Pflicht zur Weitergabe dieser Ge- 
genstände entfällt, wenn sie der überprüften Per- 
son vor Ablauf der Frist zurückgegeben oder zur 
Verfügung gestellt werden. Gleiches gilt, wenn 
über diese Gegenstände der Bund oder die verbün- 
deten Streitkräfte in der Bundesrepublik zu ver- 
fügen haben. In diesem Fall ist der Polizei oder der 
Staatsanwaltschaft ein Verzeichnis dieser Gegen- 
stände zu übersenden. 

§ 8 

Allgemeine Anordnung von Durchsuchungen 

(1) Wenn es aus Gründen militärischer Sicherheit 
unerläßlich ist, kann der Bundesminister der Ver- 
teidigung oder die von ihm bestimmte Stelle allge- 
mein anordnen, daß Personen, die bestimmte mili- 
tärische Sicherheitsbereiche (§ 2 Abs. 2) betreten 
oder verlassen, und die von ihnen mitgeführten 
Gegenstände durchsucht werden. 

(2) Eine Anordnung nach Absatz 1 darf nur zur 
Feststellung von Gegenständen getroffen werden, 
die durch ein vorsätzliches Verbrechen oder Ver- 
gehen gegen die Bundeswehr hervorgebracht oder 
zur Begehung einer solchen Straftat gebraucht oder 
bestimmt sind oder als Beweismittel für die Unter- 
suchung von Bedeutung sein können. 

(3) § 7 Abs. 2 und 3 gilt entsprechend. 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 

zu überstellen. Er kann unmittelbar dem Amtsrichter 
des Bezirks, in dem er festgenommen worden ist, 

vorgeführt werden, wenn die Frist nach § 128 Abs. 1 
Strafprozeßordnung abzulaufen droht oder wenn 
dies aus Gründen besonderer militärischer Geheim- 
haltung geboten ist. 

§ 7 

Durchsuchung und Beschlagnahme 
bei Personenüberprüfung 

(1) unverändert 


(2) Im Gewahrsam einer durchsuchten Person 
stehende Gegenstände können sichergestellt oder 
vorläufig beschlagnahmt werden, wenn sie durch 
ein vorsätzliches Verbrechen oder Vergehen gegen 
die Bundeswehr hervorgebracht oder zur Begehung 
einer solchen Straftat geeignet sind oder als Beweis- 
mittel für die Untersuchung von Bedeutung sein 
können. Die Vorschriften der §§ 96, 97 und 110 der 
Strafprozeßordnung sind anzuwenden. 

(3) unverändert 


§ 8 

Allgemeine Anordnung von Durchsuchungen 

(1) unverändert 


(2) Eine Anordnung nach Absatz 1 darf nur zur 
Feststellung von Gegenständen getroffen werden, 
die durch ein vorsätzliches Verbrechen oder Ver- 
gehen gegen die Bundeswehr hervorgebracht oder 
zur Begehung einer solchen Straftat geeignet sind 
oder als Beweismittel für die Untersuchung von 
Bedeutung sein können. 

(3) unverändert 
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Entwurf 

§ 9 

Voraussetzungen des unmittelbaren Zwanges 

Unmittelbarer Zwang darf nach Maßgabe der 
Vorschriften des 3. Abschnittes nur angewandt wer- 
den, wenn dies zu dem Zwecke geschieht und den 
Umständen nach erforderlich ist, 

1. um die unmittelbar bevorstehende Ausfüh- 
rung oder die Fortsetzung einer Straftat gegen 
die Bundeswehr zu verhindern, 

2. um sonstige rechtswidrige Störungen der 
dienstlichen Tätigkeit der Bundeswehr zu be- 
seitigen, wenn sie die Einsatzbereitschaft, 
Schlagkraft oder Sicherheit der Truppe gefähr- 
den, 

3. um eine nach diesem Gesetz zulässige Maß- 
nahme oder eine vorläufige Festnahme nach 
§ 127 Abs. 1 der Strafprozeßordnung wegen 
einer Straftat gegen die Bundeswehr zu 
erzwingen. 


3. ABSCHNITT 

Anwendung des unmittelbaren Zwanges 

§ 10 

Einzelmaßnahmen des unmittelbaren Zwanges 

(1) Unmittelbarer Zwang ist die Einwirkung auf 
Personen oder Sachen durch körperliche Gewalt, 
ihre Hilfsmittel und durch Waffen. 

(2) Körperliche Gewalt ist jede unmittelbare kör- 
perliche Einwirkung auf Personen oder Sachen. 

(3) Hilfsmittel der körperlichen Gewalt sind ins- 
besondere Fesseln, technische Sperren und Dienst- 
fahrzeuge. 

(4) Waffen sind die dienstlich zugelassenen Hieb- 
und Schußwaffen, Reizstoffe und Explosivmittel. 

§ 11 

Androhung der Maßnahmen 
des unmittelbaren Zwanges 

Die Anwendung einer Maßnahme des unmittel- 
baren Zwanges ist anzudrohen, außer wenn es die 
Lage nicht zuläßt. 

§ 12 

Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 

(1) Bei der Anwendung unmittelbaren Zwanges 
ist von mehreren möglichen und geeigneten Maß- 
nahmen diejenige zu treffen, die den einzelnen und 
die Allgemeinheit am wenigsten beeinträchtigt. 

(2) Eine Maßnahme des unmittelbaren Zwanges 
darf nicht durchgeführt werden, wenn der durch sie 
zu erwartende Schaden erkennbar außer Verhältnis 
zu dem beabsichtigten Erfolg steht. Die Maßnahme 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 
§ 9 

Voraussetzungen des unmittelbaren Zwanges 

Unmittelbarer Zwang darf nach Maßgabe der 
Vorschriften des 3. Abschnittes nur angewandt wer- 
den, wenn dies den Umständen nach erforderlich ist 
und geschieht, 

1. unverändert 

2. unverändert 


3. unverändert 


3. ABSCHNITT 

Anwendung des unmittelbaren Zwanges 
§ 10 

unverändert 


§ 11 

unverändert 


§ 12 

unverändert 
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darf nur so lange und so weit durchgeführt werden, 
wie ihr Zweck es erfordert. 

§ 13 

Hilfeleistung für Verletzte 

Wird unmittelbarer Zwang angewandt, ist Ver- 
letzten, soweit es nötig ist und die Lage es zuläßt, 
beizustehen und ärztliche Hilfe zu verschaffen. 

§ 14 

Fesselung von Personen 

Wer der weiteren Überprüfung nach § 5 Abs. 1 
unterliegt oder vorläufig festgenommen worden ist, 
darf gefesselt werden, wenn 

1. die Gefahr besteht, daß er Personen angreift, 
oder wenn er Widerstand leistet, 

2. er zu fliehen versucht, oder wenn bei Würdi- 
gung aller Tatsachen, besonders der persön- 
lichen Verhältnisse, die einer Flucht entgegen- 
stehen, zu befürchten ist, daß er sich aus dem 
Gewahrsam befreien wird, 

3. Selbstmordgefahr besteht. 

§ 15 

Schußwaffengebrauch gegen Personen 

(1) Schußwaffen dürfen gegen einzelne Perso- 
nen nur gebraucht werden, wenn dies zu dem 
Zwecke geschieht und den Umständen nach erfor- 
derlich ist, 

1. um die unmittelbar bevorstehende Aus- 
führung oder die Fortsetzung einer Straf- 
tat gegen die Bundeswehr zu verhindern, 
die sich darstellt als 

a) Verbrechen, 

b) Vergehen, das unter Anwendung oder 
Mitführung von Schußwaffen oder 
Explosivmitteln begangen werden soll 
oder ausgeführt wird, 

c) tätlicher Angriff gegen Leib oder 
Leben von Angehörigen der Bundes- 
wehr, zivilen Wachpersonen oder An- 
gehörigen der verbündeten Streit- 
kräfte während der rechtmäßigen 
Ausübung ihres Dienstes oder ihres 
Aufenthalts in militärischen Bereichen 
oder Sicherheitsbereichen (§ 2), 

d) vorsätzliche unbefugte Zerstörung, 
Beschädigung, Veränderung, Unbrauch- 
barmachung oder Beseitigung eines 
Wehrmittels oder einer Anlage, einer 
Einrichtung oder eines Schiffes der 
Bundeswehr oder der verbündeten 
Streitkräfte, wenn dadurch die Sicher- 
heit der Bundesrepublik Deutschland 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 


§ 13 

unverändert 


§ 14 

unverändert 


§ 15 

Schußwaffengebrauch gegen Personen 

(1) Schußwaffen dürfen gegen einzelne Personen 
nur gebraucht werden, wenn dies den Umständen 
nach erforderlich ist und geschieht, 

1. unverändert 
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oder eines Entsendestaates einer ver- 
bündeten Streitkraft oder die Schlag- 
kraft der deutschen oder der verbün- 
deten Truppe oder Menschenleben 
gefährdet werden; 

2. um eine Person anzuhalten, die sich der 
Personenüberprüfung nach diesem Gesetz 
trotz wiederholter Weisung, zu halten 
oder diese Überprüfung zu dulden, durch 
Flucht zu entziehen sucht; 

3. um eine Person anzuhalten, die sich der 
vorläufigen Festnahme durch Flucht zu 
entziehen sucht, wenn sie bei einer Straf- 
tat im Sinne der Nummer 1 auf frischer 
Tat getroffen oder verfolgt wird; 

4. um eine Person an der Flucht zu hindern 
oder sofort wiederzuergreifen, die sich zur 
Personenüberprüfung nach § 5 oder we- 
gen dringenden Verdachts einer Straftat 
im Sinne der Nummer 1 im Gewahrsam 
der Bundeswehr befindet oder befand. 

(2) Schußwaffen dürfen gegen eine Menschen- 
menge nur gebraucht werden, wenn von ihr oder 
aus ihr heraus Gewalttaten gegen die Bundeswehr 
begangen werden oder unmittelbar bevorstehen und 
Zwangsmaßnahmen gegen einzelne nicht zum Ziele 
führen oder offensichtlich keinen Erfolg verspre- 
chen. 

§ 16 

Besondere Vorschriften für den 
Schußwaffengebrauch 

(1) Schußwaffen dürfen nur gebraucht werden, 
wenn andere Maßnahmen des unmittelbaren Zwan- 
ges erfolglos angewandt sind oder offensichtlich 
keinen Erfolg versprechen. Gegen Personen ist ihr 
Gebrauch nur zulässig, wenn der Zweck nicht durch 
Waffenwirkung gegen Sachen erreicht wird oder 
offensichtlich keinen Erfolg verspricht. 

(2) Zweck des Schußwaffengebrauchs darf nur 
sein, angriffs- oder fluchtunfähig zu machen. Es 
ist verboten, zu schießen, wenn durch den Schuß- 
waffengebrauch für den Handelnden erkennbar 
Unbeteiligte mit hoher Wahrscheinlichkeit gefähr- 
det werden, außer wenn es sich beim Einschreiten 
gegen eine Menschenmenge (§15 Abs. 2) nicht ver- 
meiden läßt. 

(3) Gegen Personen, die sich dem äußeren Ein- 
druck nach im Kindesalter befinden, dürfen Schuß- 
waffen nicht gebraucht werden. 

§ 17 

Androhung des Schußwaffengebrauchs 

(1) Der Gebrauch von Schußwaffen ist anzudro- 
hen. Als Androhung gilt auch die Abgabe eines 
Warnschusses. Einer Menschenmenge gegenüber ist 
die Androhung zu wiederholen. 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 


2. unverändert 


3. unverändert 


4. unverändert 


(2) Schußwaffen dürfen gegen eine Menschen- 
menge nur gebraucht werden, wenn von ihr oder 
aus ihr heraus Straftaten gegen die Bundeswehr 
unter Gewaltanwendung begangen werden oder 
solche Straftaten unmittelbar bevorstehen und 
Zwangsmaßnahmen gegen einzelne nicht zum Ziele 
führen oder offensichtlich keinen Erfolg verspre- 
chen. 

§ 16 

unverändert 


§ 17 

Androhung des Schußwaffengebrauchs 

(1) unverändert 
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(2) Schußwaffen dürfen ohne Androhung nur in 
den Fällen des § 15 Abs. 1 Nr. 1 und nur dann 
gebraucht werden, wenn der sofortige Gebrauch 
ohne Androhung das einzige Mittel ist, um eine 
Gefahr für Leib oder Leben eines Menschen oder 
die Gefahr eines besonders schweren Nachteils für 
Anlagen, Einrichtungen, Schiffe oder Wehrmittel 
der Bundeswehr oder der verbündeten Streitkräfte 
von bedeutendem Wert oder für die Sicherheit der 
Bundesrepublik Deutschland abzuwenden. 

§ 18 

Explosivmittel 

Die Vorschriften der §§ 15 bis 17 gelten entspre- 
chend für den Gebrauch von Explosivmitteln. 

4. ABSCHNITT 
Schluß Vorschriften 

§ 19 

Einschränkung von Grundrechten 

Die in Artikel 2 Abs. 2 Satz 1 und 2 des Grund- 
gesetzes für die Bundesrepublik Deutschland ge- 
schützten Grundrechte auf Leben, körperliche 
Unversehrtheit und Freiheit der Person werden 
nach Maßgabe dieses Gesetzes eingeschränkt. 

§ 20 

Entschädigung bei Sperrung sonstiger Örtlichkeiten 

(1) Wird durch die vorübergehende Sperrung 
einer sonstigen Örtlichkeit nach § 2 Abs. 2 Satz 2 
die gewöhnliche Nutzung des betroffenen Grund- 
stücks derart beeinträchtigt, daß dadurch eine 
Ertragsminderung oder ein sonstiger Nutzungsaus- 
fall verursacht wird, so ist eine Entschädigung zu ge- 
währen, die diesen Nachteil angemessen ausgleicht. 

(2) Für die Entschädigung nach Absatz 1 gelten 
die Vorschriften des § 23 Abs. 4, des § 29, des § 32 
Abs. 2 und der §§ 34, 49, 58, 61, 62, 64 und 65 des 
Bundesleistungsgesetzes in der Fassung vom 
27. September 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1769) ent- 
sprechend mit der Maßgabe, daß an die Stelle der 
Anforderungsbehörde die Wehrbereichsverwaltung 
tritt, in deren Wehrbereich das Grundstück belegen 
ist. § 58 Abs. 2 gilt mit der Maßgabe, daß das Land- 
gericht, in dessen Bezirk das Grundstück belegen 
ist, Örtlich ausschließlich zuständig ist. 

§ 21 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt drei Monate nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 

(2) Schußwaffen dürfen ohne Androhung nur in 
den Fällen des § 15 Abs. 1 Nr. 1 Buchstaben a bis c 
und nur dann gebraucht werden, wenn der sofortige 
Gebrauch ohne Androhung das einzige Mittel ist, 
um eine Gefahr für Leib oder Leben eines Menschen 
oder die Gefahr eines besonders schweren Nachteils 
für Anlagen, Einrichtungen, Schiffe oder Wehrmittel 
der Bundeswehr oder der verbündeten Streitkräfte 
von bedeutendem Wert oder für die Sicherheit der 
Bundesrepublik Deutschland abzuwenden. 

§ 18 

unverändert 


4. ABSCHNITT 
Schluß Vorschriften 

§ 19 

unverändert 


§ 20 

Entschädigung bei Sperrung sonstiger Örtlichkeiten 

(1) Wird durch die vorübergehende Sperrung 
einer sonstigen Örtlichkeit nach § 2 Abs. 2 Satz 2 
die gewöhnliche Nutzung des betroffenen Grund- 
stücks derart beeinträchtigt, daß dadurch eine 
Ertragsminderung oder ein sonstiger Nutzungsaus- 
fall verursacht wird, so ist eine Entschädigung in 
Geld zu gewähren, die diesen Nachteil angemessen 
ausgleicht. 

(2) unverändert 


§ 21 

unverändert 
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